




Schwierige Neupositionierung des 
Militärs in Tunesien, Ägypten und Libyen
Hanspeter Mattes 
Der ägyptische Präsident Mursi plädierte Anfang Mai 2013 für eine stärkere „Integration“ 
von Staat und Armee. Im Februar 2013 verlangte Libyens Großmufti Al-Ghariani, dass 
die primäre Loyalität der Streitkräfte nicht dem Staat, sondern Gott gelten müsse, und 
in Tunesien ist die Armee seit Jahresanfang 2013 im Grenzgebiet zu Algerien in Kämpfe 
mit bewaffneten Islamisten verwickelt. Solche Herausforderungen hatte es für das Mili-
tär unter den 2011 gestürzten Regimen nicht gegeben.
Analyse
Nach dem Ausbruch der Proteste in Nordafrika 2010/2011 war das Verhalten der Streit-
kräfte entscheidend dafür, ob ein schneller Machtwechsel (Tunesien, Ägypten) stattfin-
den oder ein Bürgerkrieg (Libyen) ausbrechen würde. Auch nach den Umstürzen ging 
das Militär bei der Neugestaltung der zivilmilitärischen Beziehungen unterschiedliche 
Wege. Generell blieb offen, wofür es sich in der anhaltend instabilen Transformations-
phase entscheiden wird: für politische Neutralität/Passivität oder für ein aktives Ein-
greifen zugunsten von einem der zahlreichen neuen Akteure.
  Vor 2011 bestand die Hauptaufgabe der Streitkräfte in der Sicherung der staatlichen 
Souveränität, während die Regimesicherung primär anderen Organen oblag ‒ in Libyen 
den Revolutionskomitees, in Tunesien und Ägypten den Staatssicher-heitsbehörden.
  In Tunesien ist das Militär seit dem Sturz von Präsident Ben Ali mit internen 
Sicherheitsaufgaben befasst; in der zunehmend gewaltförmigen Polarisierung zwi-
schen Islamisten und Säkularen verhält es sich bislang politisch neutral. 
  In Ägypten bewahrte das Militär nach dem Sturz von Präsident Mubarak seine zen-
trale Rolle als politische Vetomacht und Wirtschaftsfaktor. Die Interessen des Militärs 
wurden vom neuen islamistischen Präsidenten nicht angetastet. Die Armeeführung 
ignorierte umgekehrt Aufrufe der Opposition zur Entmachtung der Islamisten.
  In Libyen wird die Sicherheitspolitik von bewaffneten Milizen und nicht von der im 
Aufbau befindlichen neuen Armee bestimmt. Diese ist zu schwach, um die von der 
Regierung angestrebte Demobilisierung der Milizen durchzusetzen. 
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Militär und Politik vor 2011
Die zivilmilitärischen Beziehungen der nordafrika-
nischen und nahöstlichen Staaten sind Spiegel der 
jeweiligen Gesellschaften sowie der realen Macht-
verhältnisse. Trotz aller Unterschiede im Detail 
sind einige Gemeinsamkeiten feststellbar: 
Erfolgreiche Militärputsche und Putschversu-
che sind seit den 1970er Jahren selten geworden.
Die etablierten Regime erwiesen sich in den 
meisten Fällen als stabil und langlebig, weil sie sich 
auf die Loyalität des Militärs verlassen konnten.
Das Militär genoss bestimmte Privilegien und 
verhielt sich deshalb gegenüber der Staatsfüh-
rung loyal. Gleichzeitig sicherten sich die Staats-
chefs gegenüber dem Militär und anderen Sicher-
heitsorganen durch ihnen direkt unterstehende 
Sicherheitsapparate oder durch die Besetzung von 
Führungspositionen mit Mitgliedern der eigenen 
Familie bzw. des eigenen Stammes ab.
Das Militär konzentrierte sich weitgehend auf 
die Verteidigungsfunktion nach Außen und die 
Professionalisierung ihrer eigenen Institutionen.
Die Beziehungen zwischen Militär und Politik 
waren so gestaltet, dass formal von einer Unter-
ordnung des Militärs unter die Politik (den Staats-
präsidenten, die staatstragende Partei) gesprochen 
werden konnte. Dies galt sowohl für Tunesien und 
Ägypten als auch für Libyen. Der Handlungs- und 
Entscheidungsspielraum des Militärs als Instituti-
on variierte allerdings stark. In Tunesien und Liby-
en war er gering, während das ägyptische Mili-
tär seit der Machtübernahme der Freien Offiziere 
unter Gamal Abdel Nasser 1952 über weitreichen-
de Autonomie verfügte und bis heute eng mit der 
Politik verflochten ist (Sayigh 2012). 
Insgesamt war in Tunesien, Libyen und Ägyp-
ten der Sicherheitssektor stark ausdifferenziert. Die 
Bezeichnung „Sekuritanzsystem“ oder „Securito-
craty“ (Droz-Vincent 2012) ist angesichts der zen-
tralen Rolle, die den militärischen, polizeilichen 
und direkt dem Staatsoberhaupt unterstehenden 
Sicherheitsorganen zukam, durchaus zutreffend. 
Allerdings waren keine Militärregime im engeren 
Sinn etabliert worden, obwohl Hosni Mubarak, 
Zine El Abidine Ben Ali und der libysche Revolu-
tionsführer Muammar al-Qaddafi einen militäri-
schen Hintergrund hatten. 
Die Staatsführungen waren (und sind) bemüht, 
die Putschneigung und -fähigkeit des Militärs 
einzudämmen. Dazu gewährten sie dem Militär 
umfangreiche Privilegien und griffen strukturell 
in die Zusammensetzung des Offizierskorps ein. 
Außerdem gründeten sie spezialisierte und gut 
ausgerüstete Sicherheitsorgane, u.a. zur Nieder-
schlagung von Unruhen (Daguzan 2013). Auf Sei-
ten der Militärführung wuchs selbst in Staaten wie 
Algerien, in denen bis Ende der 1980er Jahre eine 
enge Verflechtung von Militär und Politik bestand, 
die Bereitschaft, sich aus der Alltagspolitik Schritt 
für Schritt zurück zu ziehen.1 Risa Brooks warnte 
allerdings bereits 1998 davor, das bis dato erfolgrei-
che Management der politisch-militärischen Bezie-
hungen im Sinne der Regimestabilität in Nordafri-
ka und Nahost als langfristig tragfähig zu erachten. 
Die politischen Ereignisse des Jahres 2011 zeigten 
in einigen Staaten eindrücklich die Grenzen dieser 
politisch-militärischen Arrangements auf. 
Das Militär und die Proteste der Bevölkerung 2011 
Im Januar 2011 kam es – ausgehend von Tunesien – 
zu sozialen und politischen Protesten, die fast alle 
Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens ergrif-
fen und in Transformations- und Reformprozes-
se unterschiedlicher Reichweite mündeten. Für 
die amtierenden Staatsführungen und das Mili-
tär waren diese Proteste ein „Stresstest“ (Droz-
Vincent 2012: 137). Nicht in allen Staaten konn-
te die jeweilige Staatsführung die Proteste durch 
sozioökonomische, politische und sicherheitspoli-
tische Maßnahmen eingrenzen. Allerdings kam es 
in den drei nordafrikanischen Staaten, die einen 
Regimewechsel erlebten, nur in Libyen zur völli-
gen Auflösung des gesamten Sicherheitsapparates. 
In Tunesien und Ägypten konnte das Militär sei-
ne institutionelle Integrität bewahren (Lutterbeck 
2013). Dennoch steht das Militär auch in diesen bei-
den Staaten vor einer Neubestimmung seiner Rolle 
im Staat, zumal die ordnungspolitischen Resulta-
te der Transformationsprozesse im ersten Halb-
jahr 2013 immer noch offen und Gegenstand von 
teils gewaltsamen innergesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen sind. Im vorherrschenden Klima 
der Unsicherheit und der unklaren Perspektiven 
rückt in Tunesien und Ägypten das Militär, das 
2011 die Anliegen der Protestierenden unterstütz-
te, neuerlich als Machtfaktor ins Blickfeld der poli-
tischen Akteure.2 In Libyen wird den Streitkräften 
von der neuen Führung zwar prinzipiell eine zen-
1 Vgl. Bourrat (2012a: 21-38). 
2 Vgl. Aswat Masriya, Egypt Demonstrators in Tahrir Demand 
Army Intervention, 22. Februar 2013. 
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trale Rolle bei der Wiederherstellung des staatli-
chen Gewaltmonopols zugestanden; die neue liby-
sche Armee kann diese jedoch wegen ihres immer 
noch marginalen Umfangs höchstens mittelfristig 
übernehmen.
Die drei Staaten unterscheiden sich hinsicht-
lich der Rolle des Militärs bei den Machtwechseln. 
In der nachfolgenden Transformationsphase sind 
jedoch einige Gemeinsamkeiten festzustellen wie 
der Aufschwung der Islamisten, die eine Islamisie-
rung von Staat und Gesellschaft fordern, so dass 
das Schlagwort vom „Islamischen Frühling“ die 
Runde macht. Seit den Wahlerfolgen islamistischer 
Parteien kam es zudem zunehmend zu Konflik-
ten zwischen Islamisten und politisch wie religiös 
Andersdenkenden. In der anhaltenden Protestdy-
namik geht es dabei auch um die künftige Vertei-
lung von Macht und Ressourcen. 
Die negativen Auswirkungen dieser Entwick-
lungen auf die Sicherheitslage, die Institutionenbil-
dung, das effektive Staatshandeln, die Wirtschaft, 
den Arbeitsmarkt und damit die soziale Lage der 
Bevölkerung sind in allen drei Staaten gravierend. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie 
sich das Militär verhalten wird. 
Phase 1: Vom Ausbruch der Proteste bis zum Machtwechsel
Tunesien: Am 17. Dezember 2010 kam es in der 
Kreisstadt Sidi Bouzid im Landesinnern Tunesiens 
zu einer Auseinandersetzung zwischen der Markt-
polizei und einem arbeitslosen Hochschulabsol-
venten, der sich daraufhin mit Benzin übergoss und 
anzündete. Bei den zunächst lokalen Solidaritäts-
demonstrationen, die auf die Selbstverbrennung 
und im Anschluss an die Beerdigung des jungen 
Mannes am 5. Januar 2011 folgten, griff die Polizei 
scharf durch. Eine Wende nahmen die Demonst-
rationen ab 7. Januar 2011, als Scharfschützen der 
polizeilichen Spezialtruppen gegen Demonstran-
ten vorgingen und es dabei zahlreiche Tote gab. 
Der landesweite Protest richtete sich fortan direkt 
gegen den Präsidenten; die Demonstranten forder-
ten ab 11. Januar 2011, der Präsident solle „ver-
schwinden“. Am 11. Januar 2011 nahm die Armee 
in Tunis und den Vororten Aufstellung. Die Ankün-
digung des Präsidenten am Abend des 13. Januar 
2011, dass ab sofort nicht mehr auf Demonstranten 
geschossen werde und er 2014 nicht mehr für die 
Präsidentschaft kandidieren wolle, führte jedoch 
nicht zur erhofften Beendigung der Proteste. Für 
den 14. Januar 2011 hatte der mobilisierungskräf-
tige Gewerkschaftsverband UGTT zu einem Gene-
ralstreik aufgerufen, der massiv befolgt wurde. 
Die Armee zog sich von den Plätzen, auf denen 
demonstriert wurde, zurück und signalisierte 
damit, dass sie sich nicht gegen die Demonstranten 
wenden werde. Am Abend des 14. Januar 2011 gab 
der amtierende Premierminister Ghannouchi die 
Ausreise des Präsidenten und die Auflösung der 
Regierung bekannt. Zugleich kündigte er an, bis 
zu Neuwahlen die Amtsgeschäfte zu leiten. Eine 
Ausgangssperre wurde verhängt und das Militär 
sicherte die neuralgischen Punkte im Land. Den-
noch hielt sich die Militärführung im Hintergrund, 
obwohl General Rachid Ammar, der Befehlshaber 
der Landstreitkräfte, durch seine Weigerung, mit 
den polizeilichen Truppen zusammen zu arbeiten 
und den Schießbefehl zu befolgen, maßgeblich 
die Ereignisse mitbestimmt hatte. Die Aufkündi-
gung der Loyalität der Streitkräfte gegenüber dem 
Staatspräsidenten als verfassungsgemäßem Ober-
befehlshaber der Streitkräfte führte das Ende der 
Präsidentschaft Ben Alis und der staatstragenden 
Partei RCD herbei. 
Ägypten: Die seit dem 25. Januar 2011 organi-
sierten „Tage des Zorns“ richteten sich direkt gegen 
Präsident Mubarak und die staatstragende Natio-
naldemokratische Partei (NDP). Die Ankündigung 
von Reformen am 28. Januar 2011 und die Einset-
zung einer neuen Regierung am 29. Januar 2011 
stellten die Demonstranten jedoch nicht zufrieden, 
da auch die neue Regierung aus der alten NDP-
Garde gebildet worden war; der am 31. Januar 
2011 eingesetzte Premierminister Ahmad Shafik 
war ein ehemaliger Offizier und enger Vertrau-
ter des Präsidenten, und der bisherige Geheim-
dienstchef Omar Sulaiman sollte den unter Muba-
rak erstmals besetzten Posten des Vizepräsidenten 
einnehmen. Die Polizei hatte Schießbefehl und 
ging wie die Schlägertrupps des Regimes äußerst 
repressiv gegen die Demonstranten vor. Gleich zu 
Beginn der Proteste forderten die USA die ägypti-
sche Regierung zu grundlegenden Reformen und 
zum Verzicht auf Gewalt gegen die Demonstran-
ten auf. Der Sprecher des US-Präsidenten, Gibbs, 
erinnerte am 28. Januar 2011 an die US-amerika-
nische Militär- und Wirtschaftshilfe für Ägypten 
(1,3 Mrd. bzw. 250 Mio. USD im Jahr 2010), die 
gegebenenfalls neu überdacht werden müsse. Am 
31. Januar 2011 bezog die ägyptische Militärfüh-
rung erstmals dezidiert Stellung zugunsten der 
Demonstranten. Ihr Sprecher erkannte die Forde-
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rungen der Bevölkerung als legitim an. Gleichzei-
tig verkündete er, die Armee werde zum Schutz 
der Bürger auf den Straßen sein, aber keine Gewalt 
gegen das Volk einsetzen.3 Mit dem Kommuniqué 
Nummer 1 gab die Militärführung am 10. Februar 
2011 bekannt, die Nation schützen und die Wün-
sche des Volkes respektieren zu wollen. Die Mili-
tärführung sah im Rücktritt Mubaraks den einzig 
möglichen Schritt zur inneren Befriedung und zur 
Sicherung des eigenen Einflusses. Sie entzog folg-
lich Mubarak ihre Loyalität, der sich daraufhin am 
11. Februar 2011 gezwungen sah, zurückzutreten. 
Im April 2013 drangen neue Erkenntnisse über das 
Verhalten des Militärs in den Tagen bis zum Rück-
tritt des Präsidenten an die Öffentlichkeit. Dem-
nach hatte es sich nicht ‒ wie behauptet ‒ neutral 
verhalten, sondern war bis zum 10. Februar 2011 an 
der Niederschlagung der Proteste beteiligt.4 
Libyen: In Libyen war ‒ analog zu Ägypten ‒ 
der 17. Februar 2011 als „Tag des Zorns“ ausge-
rufen worden. Hierzu hatten Familienangehörige 
von Jahre zuvor ermordeter, überwiegend islamis-
tischer Regimegegner aufgerufen. Rechtsanwälte 
und Menschenrechtsaktivisten schlossen sich den 
vor allem in der Cyrenaika organisierten Protes-
ten gegen das Qaddafi-Regime an. Auf die Protes-
te und Anti-Qaddafi-Parolen reagierte das Regime 
sofort mit harter Repression. Es gab allein in Ben-
gasi mehrere Dutzend zivile Opfer, was zur weite-
ren Mobilisierung der Opposition und zur schnel-
len Ausweitung der Proteste beitrug. Binnen zwei 
Tagen wurden die gesamte Cyrenaika und Teile 
von Tripolitanien von der Protestwelle erfasst. Die 
libysche Militärführung solidarisierte sich jedoch 
nicht in ähnlicher Weise wie in Tunesien und 
Ägypten mit den Protestierenden, so dass das Qad-
dafi-Regime zunächst alle zur Verfügung stehen-
den bewaffneten Kräfte gegen die Protestierenden 
einsetzen konnte. Es waren zunächst nur einzelne 
Offiziere wie der damalige Innenminister, Gene-
ralmajor Abd al-Fattah Yunis, die seit Beginn der 
Proteste das Militär aufforderten, sich dem Volk 
und seinen legitimen Forderungen anzuschließen. 
In Ostlibyen desertierten daraufhin rund 8.000 
Soldaten aller Mannschaftsgrade. Mit dem Fort-
schreiten und der Ausweitung der Kampfhandlun-
gen nach Westlibyen kam es zu weiteren Desertio-
3 Vgl. BBC Monitoring (2011), Egyptian Army Spokesman 
Says Army Acknowledges “Legitimate” Demands of People, 
1. Februar 2011.
4 Vgl. The Guardian (2013), Egypt’s Army Took Part in Torture 
and Killings During Revolution, Report Shows, 10. April 
2013. 
nen, so dass die libysche Armee nach vier Monaten 
Bürgerkrieg von rund 51.000 Mann auf schätzungs-
weise 10.000-20.000 Mann geschrumpft war (Gaub 
2013: 15). Je klarer sich der Fall des Qaddafi-Regi-
mes abzeichnete, desto mehr Desertionen gab es. 
Bis zum Fall der Hauptstadt Tripolis am 20. August 
2011 sammelten sich die loyalen Regimeunterstüt-
zer vor allem in der von Qaddafis Sohn Khamis 
befehligten 32. Armeebrigade, die sich überwie-
gend aus dem Qadadfa-Stamm rekrutierte. Nach 
der Eroberung von Sirte und dem Tode Qadda-
fis am 20. Oktober 2011 rief der von der Opposi-
tion gebildete zivile Nationale Übergangsrat am 
23. Oktober 2011 nach achtmonatigem Bürger-
krieg die „Befreiung Libyens von der Herrschaft 
Qaddafis“ aus. Das Ende des Qaddafi-Regimes 
bedeutete zugleich das Ende der libyschen Streit-
kräfte und der anderen, von Qaddafi etablierten 
Sicherheitsorgane. 
Phase 2: Nach dem Machtwechsel
Tunesien: Anders als in Algerien oder Ägypten 
war das Militär in Tunesien seit der Unabhän-
gigkeit weder mit der Politik noch der Wirtschaft 
eng verbunden gewesen. Unter Präsident Ben Ali 
setzte sich diese Trennung und Marginalisierung 
des Militärs fort, so dass auch nach dem Macht-
wechsel vom 14. Januar 2011 seine Führung kei-
ne politischen Funktionen übernahm. Wegen der 
Diskreditierung der unter Ben Ali repressiv agie-
renden polizeilichen Sicherheitsorgane, von denen 
etliche inzwischen aufgelöst und umstrukturiert 
wurden (Lutterbeck 2012), fällt dem Militär seit-
her die Hauptlast bei der Herstellung der inneren 
Sicherheit zu. Dennoch hielt sich die Militärfüh-
rung weiter im Hintergrund. Sie erklärte aller-
dings den Schutz der Bevölkerung und der Anlie-
gen der „Revolution“ vom Januar 2011 ‒ das Ende 
des Autokratismus und die Einleitung eines demo-
kratischen Prozesses ‒ zu ihren Hauptaufgaben. 
Die anhaltend schlechte innere Sicherheitslage und 
fortdauernde Proteste und Streiks, die wegen der 
politischen und religiösen Polarisierung der Gesell-
schaft vielfach in gewaltsame Konfrontationen 
münden, vereiteln die angestrebte Rückkehr des 
Militärs in die Kasernen. Vor allem die Verschär-
fung der Sicherheitslage im Grenzgebiet zu Algeri-
en (Region Jebel Chaambi), das als Operationsgebiet 
bewaffneter Jihadisten gilt, macht dort seit Januar 
2013 großangelegte Militäreinsätze notwendig. In 
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der Gesellschaft mehren sich von Seiten nichtis-
lamistisch eingestellter Akteure die Stimmen, die 
sich die politische Intervention der Armee als letz-
tes Mittel im Kampf gegen den ihrer Ansicht nach 
zunehmenden islamistischen Autoritarismus wün-
schen. Der im April 2011 zum Oberbefehlshaber 
beförderte Generalstabschef Rachid Ammar stell-
te jedoch mehrfach klar, dass das Militär eine poli-
tisch neutrale Institution bleiben werde. Die Mili-
tärführung wünscht ausdrücklich, dass die noch in 
Diskussion befindliche neue Verfassung Tunesiens 
die Neutralität der Institution Militär festschreibt.5 
Als Erklärung für diese Selbstbeschränkung in der 
neuen Ära wird die dem tunesischen Militär feh-
lende politische Erfahrung genannt.6 Ein wesentli-
cher Grund ist allerdings auch seine sehr schlechte 
materielle Ausrüstung. Die Armee ist derzeit schon 
im Kampf gegen bewaffnete islamistische Gruppen 
überfordert; einer bewaffneten Massenbewegung, 
wohl versorgt mit Waffen libyscher Provenienz, die 
nach einer Machtübernahme des Militärs zu erwar-
ten wäre, wäre sie nicht gewachsen. Ein Bürgerkrieg 
wäre vorprogrammiert.
Ägypten: Im Unterschied zu Tunesien über-
nahm in Ägypten das Militär, das „Rückgrat“ des 
bisherigen Regimes (Bourrat 2012), nach dem Rück-
tritt Präsident Mubaraks am 11. Februar 2011 die 
oberste Staatsgewalt. Der 15-köpfige Höchste Mili-
tärrat (SCAF) unter der Führung des langjährigen 
Verteidigungsministers Feldmarschall Tantawi 
verfügte die Suspendierung der Verfassung, der 
beiden Parlamentskammern und – am 30. März 
2011 ‒ die Einführung einer provisorischen, vom 
SCAF entworfenen Übergangsverfassung. Der 
1981 verhängte Notstand blieb weiterhin in Kraft. 
Der SCAF legte ferner den Fahrplan zur Gestaltung 
der Übergangsperiode bis zur Neuwahl des Parla-
ments und des Präsidenten fest und erließ Gesetze 
und Dekrete. 2011 war der SCAF zweifellos „the 
most powerful political actor in post-Mubarak 
Egypt“ (Albrecht und Bishara 2011: 23). Der SCAF 
wollte so wenig Eingriffe wie möglich in die beste-
henden Strukturen und speziell in die zivilmilitä-
rischen Beziehungen vornehmen (Sayigh 2012), so 
dass die Opposition von einem „Mubarak-System 
ohne Mubarak“ sprach und ihre Proteste fortsetz-
te, um weitere Reformen zu erstreiten. Erst darauf-
hin löste der SCAF am 16. April 2011 die ehemalige 
Regierungspartei NDP auf und entließ ehemalige 
5 BBC Monitoring (2013), Tunisia Army Said Requesting Inclusion 
of Article on its Neutrality in Constitution, 30. März 2013.
6 Vgl. Gaaloul (2011).
Mubarak-Getreue aus hohen Ämtern. Der SCAF 
organisierte zudem unter dem Druck der Pro-
testbewegung Ende 2011 Parlamentswahlen, aus 
denen die islamistischen Parteien der Muslimbrü-
der und der Salafisten als Sieger hervorgingen. 
Nach der Präsidentschaftswahl, die im zweiten 
Wahlgang am 16./17. Juni 2012 der Kandidat der 
Muslimbrüder, Mohammed Mursi, mit knappem 
Vorsprung für sich entschied, gingen die macht-
politischen Auseinandersetzungen, nun zwischen 
SCAF und dem neu gewählten Präsidenten, weiter. 
So setzte Präsident Mursi nach seiner Amtsüber-
nahme am 20. Juni 2012 den SCAF-Vorsitzenden 
Feldmarschall Tantawi als Verteidigungsminister 
ab und nahm weitere Umbesetzungen in den Minis-
terien vor, um die Machtbasis vor allem seiner Par-
tei zunächst im zivilen Bereich zu stärken. Wegen 
Protesten der Opposition und auf Druck des SCAF 
musste Präsident Mursi sein Verfassungsdekret 
vom November 2012 allerdings wieder zurückneh-
men, mit dem er seine exekutiven und gesetzgebe-
rischen Kompetenzen ausweiten wollte. Die von 
islamistischen Parteien kontrollierte Verfassungs-
kommission erarbeitete eine neue Verfassung, die 
im Dezember 2012 per Referendum mit 64 Prozent 
der abgegebenen Stimmen bei allerdings geringer 
Wahlbeteiligung angenommen wurde – zweifellos 
ein Erfolg für die Islamisten. 
Andererseits sichert die Verfassung die Stellung 
des Militärs; sie entzieht das Militär als Einrichtung 
und seinen Haushalt der Kontrolle der zivilen Ins-
titutionen des Staates. Laut Verfassung ist der Ver-
teidigungsminister, der aus den Reihen der Offizie-
re stammen muss, gleichzeitig Oberbefehlshaber 
der Streitkräfte. Das Militär regelt interne Dispute 
selbst, die militärische Gerichtsbarkeit ist unabhän-
gig und für alle Vergehen zuständig, die in Bezug 
zu den Streitkräften und ihren Angehörigen ste-
hen. Mitglieder der Militärjustiz sind autonom und 
können nicht entlassen werden. Einschränkend zur 
Praxis unter Mubarak gilt aber auch, dass Zivilis-
ten nur dann vor Militärgerichte gestellt werden 
können, wenn sie (durch Gesetz näher zu definie-
rende) Akte begehen, die den Streitkräften scha-
den. Die neue Verfassung beschneidet zudem 
einige Sicherheitsaspekte betreffende Kompeten-
zen des Staatspräsidenten und stärkt im Gegen-
zug die Rechte des Parlaments, so z.B. hinsichtlich 
der Ausrufung des Notstandes, über die innerhalb 
von sieben Tagen das Parlament entscheiden muss, 
und in Bezug auf die Erklärung des Kriegszustan-
des, die von einem neu zu gründenden Nationa-
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len Sicherheitsrat7 und dem Parlament gemeinsam 
beschlossen werden muss. Dieses Machtteilungs-
arrangement zwischen SCAF und der islamistisch 
geprägten Staatsführung sichert die Selbstbestim-
mung der Institution Militär, ihre Wirtschaftsinte-
ressen und ihren Einfluss auf die Außen- und Ver-
teidigungspolitik. Die islamistische Staatsführung 
war 2012 noch so fragil, dass es für Präsident Mur-
si keine Alternative gab, als die Sonderrechte des 
Militärs in der neuen Verfassung festzuschreiben 
und mit ihm zusammen zu arbeiten, vor allem, 
weil das Militär weiterhin zur Sicherung der inne-
ren Ordnung gebraucht wird.8 Präsident Mur-
si äußerte sich seither mehrfach positiv zur Rolle 
der Armee während und nach den Protesten, die 
2011 zum Machtwechsel geführt hatten; gleichzei-
tig wünscht er sich, wie z.B. Anfang Mai 2013, ein 
Zugehen des Militärs auf die zunehmend stärker 
islamisch geprägte Gesellschaft und damit eine 
stärkere Befürwortung islamischer Werte.
Libyen: Nach dem Bürgerkrieg in Libyen und 
der Implosion der unter dem Qaddafi-Regime eta-
blierten militärischen Strukturen übernahmen der 
bereits im März 2011 nach der „Befreiung Ostli-
byens“ gegründete zivile Nationale Übergangsrat 
und die provisorische Regierung die Staatsfüh-
rung. Revolutionäre Ordnungsmacht sind seit-
dem die landesweit über 500 Milizen mit jeweils bis 
zu 1.000 Kämpfern, jedoch nicht die noch im Auf-
bau befindliche neue Armee und Polizei. Mit der 
Wahl des Nationalkongresses im Juli 2012 ende-
te die Arbeit des Übergangsrates. Der ausschließ-
lich aus Zivilisten bestehende Nationalkongress 
bestimmte im November 2012 eine erstmals demo-
kratisch legitimierte Regierung unter Premiermi-
nister Ali Zaidan, in der bis auf Verteidigungsmi-
nister al-Barghuthi keine ehemaligen Militärs mehr 
sitzen. Eine vordringliche Aufgabe der Regierung 
ist die Sicherung des staatlichen Gewaltmonopols 
und der Aufbau einer nationalen Sicherheitsarchi-
tektur. Die Entwaffnung der überwiegend tribal 
gegliederten Milizen ‒ darunter zahlreiche islamis-
tisch geprägte ‒, erweist sich als extrem schwierig, 
weil sie numerisch stark und gut bewaffnet sind 
und ihre Demobilisierung an politische und mate-
rielle Forderungen knüpfen. Zudem kommt der 
Wiederaufbau der bewaffneten Streitkräfte wegen 
der zeitaufwändigen Offiziersausbildung nur sehr 
7 Die Verfassung regelt die Zusammensetzung des National 
Defense Council, dem der Staatspräsident vorsitzt. 
8 So im Januar 2013; vgl. Middle East Online (2013), Brother’s Appeal 
for Army’s Help to Restore Order in Egypt, 28. Januar 2013.
langsam voran. Aber auch die langjährigen inner-
libyschen Ost-West-Spannungen spielen eine de-
struktive Rolle (Gaub 2013: 18 f.): Weil der Kern der 
2012 um 8.000 Mann starken neuen Armee über-
wiegend aus ostlibyschen Offizieren und Mann-
schaften besteht, die während des Bürgerkrie-
ges aus der Armee zur Opposition übergelaufen 
waren, wird sie insbesondere von den westliby-
schen Tripolitanern (zwei Dritteln der Bevölke-
rung) nicht als nationale Armee wahrgenommen. 
Die Eingliederung von Mitgliedern der Milizen in 
die Armee hat zwar begonnen, jedoch bestehen 
diese vielfach darauf, als ganze Einheiten integ-
riert zu werden. Ungeklärt ist zudem die ange-
strebte personelle Stärke der Streitkräfte: Wie viele 
der über 100.000 Kämpfer, die sich für eine Ver-
wendung im Sicherheitsbereich (Armee und Poli-
zei) registrieren ließen, sollen und können über-
haupt kurzfristig aufgenommen werden, und wie 
soll mit den nicht zur Waffenabgabe bereiten Mili-
zen verfahren werden? Wie die zivilmilitärischen 
Beziehungen ausgestaltet werden sollen, wird sich 
erst im Rahmen der Ende 2013 beginnenden Ver-
fassungsdebatte klären. Großmufti Al-Ghariani 
und der Generalstabschef der Streitkräfte, Yusuf 
al-Manqush, ließen im Februar 2013 verlauten, es 
sei eine Armee notwendig, deren Loyalität zuerst 
Gott und dann der Nation gelte. Manqusch kün-
digte aber auch an, dass sich die Streitkräfte voll-
kommen unter die Kontrolle der zivilen politischen 
Autoritäten stellen und politische Neutralität wah-
ren würden.9 Wohin der Kurs in der Praxis gehen 
wird, ist noch nicht entschieden.
Perspektiven der zivilmilitärischen 
Beziehungen
Weder in Ägypten noch in Libyen oder Tunesien ist 
die Phase des politischen Umbaus nach den Macht-
wechseln abgeschlossen, auch wenn Ägypten schon 
über eine neue Verfassung verfügt und somit die 
zivilmilitärischen Beziehungen verfassungsmäßig 
geregelt sind. In Libyen und Tunesien stehen die 
neuen Verfassungen und damit auch die Klärung 
der künftigen zivilmilitärischen Beziehungen noch 
aus. In allen drei Ländern werden die nächsten 
Parlamentswahlen über die Machtverteilung nach 
9 Vgl. BBC Monitoring (2013), Libyan Army’s Chief of Staff 
Office Announces Neutrality in Political Matters, 9. Februar 
2013; vgl. BBC Monitoring (2013), Libya’s New Army Loyal 
First to God Then Nation – Military Chief, 17. Februar 2013.
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dem Ende der Amtszeit der bisherigen Übergangs-
institutionen entscheiden. Die Praxis wird zeigen, 
wie tragfähig oder konfliktträchtig die jeweils 
getroffenen zivilmilitärischen Arrangements sein 
werden. Die Verteilung der Entscheidungsrechte 
zwischen zivilen und militärischen Akteuren fin-
det dabei generell in „fünf Arenen“ statt: der politi-
schen Rekrutierung (Auswahl des politischen Per-
sonals), der Staatstätigkeit, der inneren Sicherheit, 
der Landesverteidigung (äußere Sicherheit) und 
der Militärorganisation.10 Ihre künftige Gestaltung 
kann Aufschluss über die Veränderung geben, die 
die Institution Militär in den drei Transformations-
staaten durchläuft. 
Ein Konflikt, der eine politische Neutralität 
des Militärs künftig erschweren könnte, zeichnet 
sich indes bereits heute ab: Wenn die islamisti-
schen politischen und gesellschaftlichen Akteure, 
die eine Substituierung des bisherigen Autoritaris-
mus relativ liberal-religiöser Orientierung durch 
einen religiös legitimierten, islamistischen Autori-
tarismus anstreben, die Polarisierung in der Gesell-
schaft weiter vorantreiben und mit ihren autokra-
tischen Tendenzen die innergesellschaftlichen 
Proteste anheizen, so wird sich das Militär aus 
Eigeninteresse und aus „Staatsraison“ neu posi-
tionieren müssen und im Extremfall gezwungen 
sehen, ordnungsstiftend einzugreifen. 
Problematisch für die innere Befriedung und 
Etablierung pluraler Systeme sind ferner die Bestre-
bungen islamistischer Staatsführungen und Regie-
rungen, langfristig das Militär als Institution isla-
mistisch zu prägen. In Ägypten wurde hierzu bereits 
ein erster Schritt unternommen: Seit 2013 sind erst-
mals Mitglieder der Muslimbruderschaft zur Mili-
tärakademie zugelassen.11 Längerfristig könnte 
damit – seitenwechselnd – das Militär zur Stütze 
und zum Instrument einer islamistischen Ordnung 
werden und nicht mehr wie bislang „letztes Boll-
werk gegen Islamisten“ (Daguzan 2013: 11) sein.
10 Croissant, Aurel (2011). 
11 Vgl. Asharq Al-Awsat (2013), Egypt fears Ikhwanization of 
Military, 20. März 2013.
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